
Stuttgart. Nach Kritik an CDU-Plä-
nen zu Sanktionen für Lehrkräfte mit
mangelnder Leistungsbereitschaft
fordert die Partei eine differenzierte
Auseinandersetzung. Diese habe es
rund um die Passage im Wahlpro-
gramm bislang nicht gegeben, statt-
dessen hätten Akteure für Schlagzei-
len ein Klischee über Lehrkräfte be-
spielt, sagte der bildungspolitische
Sprecher der CDU-Fraktion, Andre-
as Sturm, im Landtag in Stuttgart.

Handlungsbedarf sieht Sturm bei
der Verteilung der Arbeitszeit zwi-
schen einzelnen Lehrkräften. Er zi-
tierte eine Studie der Universität
Göttingen, wonach die Streuung der
wöchentlichen Arbeitszeit zwischen
einzelnen Lehrkräften mit gleichem
Deputat bei 14 Stunden liege. „Das
heißt: Manche Lehrkräfte arbeiten
sieben Stunden mehr, andere sieben
Stunden weniger“, sagte Sturm. Die
Ergebnisse der Studie stammen aus
Berlin und Hamburg, die Zahlen sei-
en aber vermutlich für Baden-Würt-
temberg ähnlich.

Sturm zitierte aus der Studie, dass
das System der Deputate zu großen
individuellen Schwankungen führen
könne, wenn Lehrkräfte zusätzliche
Aufgaben übernähmen. Fragen der
Fairness und Gleichbehandlung
blieben demnach ungelöst. Der Be-
griff Deputat beschreibt, wie viele
Unterrichtsstunden eine Lehrkraft
wöchentlich zu leisten hat. Neben
dem Unterricht haben Lehrkräfte
aber noch weitere Aufgaben wie die
Korrektur von Arbeiten oder die Vor-
bereitung von Unterricht.

Darauf müsse man als Politik eine
Antwort finden, sagte Sturm. Enga-
gierte Lehrkräfte dürften nicht mehr
ausbrennen, weil sie über ihre Belas-
tungsgrenze gingen. Aus Sicht von
Sturm braucht es deswegen eine Ar-
beitszeiterfassung für Lehrkräfte und
Handlungsmöglichkeiten für Schul-
leiter. Zudem müssten Schulleiter
auf Ungleichgewichte reagieren kön-
nen. lsw

Druck auf
Lehrkräfte?

Leistung von Lehrern: CDU will
differenzierte Debatte.

Die Arbeitszeit von Lehrern endet nicht
im Unterricht. BILD: MARIJAN MURAT

Stuttgart. Kistenweise Aktenordner
und endlose Zettelberge? In Baden-
Württembergs Gerichten gehört das
nun weitgehend der Vergangenheit
an. Nach Angaben des Justizministe-
riums sind die letzten Amtsgerichte
digital ausgestattet worden – und
das Land schließt als erstes Bundes-
land die vollständige Einführung der
elektronischen Akte ab.

Was 2016 am Arbeitsgericht Stutt-
gart und Landgericht Mannheim be-
gann, endet nun bei allen 108 Amts-
gerichten, 17 Landgerichten, beiden
Oberlandesgerichten, 17 Staatsan-
waltschaften, beiden Generalstaats-
anwaltschaften und 25 Fachgerich-
ten. Nach Angaben des Ministeri-
ums arbeiten künftig rund 11.000
Justizmitarbeiter mit elektronischen
Akten. Bislang wurden mehr als 2,7
Millionen Verfahren bereits elektro-
nisch geführt.

Baden-Württemberg ist zum 1.
Januar 2026 zur digitalen Aktenfüh-
rung verpflichtet. „Als erstes Bun-
desland können wir den vollständi-
gen Abschluss vermelden“, sagte Jus-
tiz- und Migrationsministerin Mari-
on Gentges (CDU). Für Bürger be-
deutet das schnellere Verfahren, ein-
fachere Akteneinsicht und weniger
Wartezeiten. dpa

Schluss mit
Papierbergen
Baden-Württemberg: Erstes

Land mit digitaler Justiz.

ber Jahrzehnte waren die Au-
tomobil- und Zulieferindust-
rie und der Maschinenbau
die Garanten einer florieren-

den baden-württembergischen
Wirtschaft. Wenn ausgerechnet in
den einstigen Hochburgen der Sta-
bilität im großen Stil Personalabbau
betrieben wird, macht das was mit
den Menschen. Ein erheblicher Teil
sieht dahinrinnen, was das Land
starkgemacht hat.

Jeder kann verfolgen, wie Merce-
des-Benz, Porsche sowie die Zuliefe-
rerkonzerne Bosch, ZF & Co. ins
Straucheln kommen. Am
eindrücklichsten macht
sich dies im neuen BaWü-
Check der baden-württem-
bergischen Tageszeitungen
an der Frage fest, ob der Re-
gion Stuttgart ein Szenario
droht wie der US-Autostadt
Detroit (Michigan), sofern
sich die Lage in der Auto-
mobilindustrie nicht verbessert – ein
Niedergang auf ganzer Linie näm-
lich. Bemerkenswerte 45 Prozent
halten dies für möglich, wie das Ins-
titut für Demoskopie Allensbach
feststellt. Lediglich knapp jeder Drit-
te hält dies für zu pessimistisch.

Entsprechend zeigen sich 57 Pro-
zent der Befragten über die Lage der
Automobilindustrie stark oder sehr
stark beunruhigt. Unter denjenigen
Beschäftigten, die die Sicherheit des
eigenen Arbeitsplatzes im Blick ha-
ben, geben sogar 71 Prozent an, dass

Ü
sie stark oder sehr stark beunruhigt
sind.

„Wer eine negative Bilanz der ei-
genen wirtschaftlichen Lage zieht,
der bewertet auch die wirtschaftli-
che Lage des Landes negativer, als
das der Durchschnitt der Bevölke-
rung tut“, sagt die Geschäftsführerin
des Allensbacher Instituts, Renate
Köcher. Insofern lässt sich auch ein
erstaunlicher Wandel im Meinungs-
bild der Baden-Württemberger er-
kennen: Vormals zeigte die Mehrheit
der Bevölkerung zwar besorgt, aber
kaum persönlich von der Krise be-

troffen. Nun hat sich der
Kreis derer, die Konsequen-
zen für ihren Arbeitsplatz
fürchten, deutlich vergrö-
ßert.
Der Stimmungswandel
führt zu einem veränderten
Konsumverhalten. Zwei
Drittel der Bevölkerung
achten nach eigenen Anga-

ben beim Einkaufen derzeit mehr
auf den Preis als früher. Knapp jeder
Zweite versucht, generell sparsamer
zu leben, und fast jeder Dritte hat
zuletzt größere Anschaffungen vor-
erst verschoben.

Auch die Probleme des Arbeits-
marktes rücken näher an die Bevöl-
kerung heran: 16 Prozent wissen von
Angehörigen zu berichten, die sich
Sorgen um ihren Arbeitsplatz ma-
chen, weitere sieben Prozent haben
Familienangehörige, die ihren Job
bereits verloren haben. Jeder Zehnte

macht sich auch Sorgen um die Si-
cherheit des eigenen Arbeitsplatzes,
unter den Berufstätigen sind es 15
Prozent. Drei Prozent haben ihren
Arbeitsplatz bereits verloren. Köcher
relativiert jedoch: Der Anteil der Er-
werbstätigen, die um ihren Arbeits-
platz fürchten, sei deutlich niedriger
als beispielsweise in der kritischen
Phase nach der Jahrtausendwende,
was trotz Wirtschaftsflaute an einem
noch relativ robusten Arbeitsmarkt
liege.

Die Mehrheit der Arbeitnehmer
wäre dennoch bereit, Einschränkun-
gen für den Erhalt des eigenen Jobs
in Kauf zu nehmen, falls er gefährdet
wäre: So würde es knapp jeder zwei-
te Arbeitnehmer akzeptieren, sich
umschulen zu lassen oder eine Fort-
bildung zu machen, um den eigenen
Arbeitsplatz zu erhalten. Jeweils 37
Prozent könnten sich vorstellen, ihre
Arbeitszeiten zu verlängern oder

Kurzarbeit zu machen; knapp jeder
Vierte wäre bereit, auf Urlaubstage
zu verzichten. Eine Minderheit von
neun Prozent hingegen würde
Lohnkürzungen akzeptieren, um
den eigenen Job zu erhalten. Und le-
diglich 15 Prozent der Arbeitnehmer
wären gar nicht zu Zugeständnissen
bereit.

Dass die Krise ins Bewusstsein
eindringt, zeigt sich auch daran, dass
der Kreis derer, die für die kommen-
den fünf Jahre mit Wohlstandsein-
bußen rechnen, kontinuierlich
wächst. Aktuell befürchten schon 28
Prozent der Bevölkerung eine Ver-
schlechterung ihrer materiellen Situ-
ation. In einer bundesweiten Befra-
gung des Allensbach Instituts im Mai
lag der Anteil noch bei 16 Prozent,
damit deutlich niedriger.

Vier Monate vor den Landtags-
wahlen im Südwesten überrascht
nicht, dass das Wahlverhalten von
der aktuellen Misere geprägt sein
dürfte. 68 Prozent meinen, dass die
Landesregierung mehr tun müsste,
um den Wirtschaftsstandort zu stär-
ken. Überdurchschnittlich sind die
Anhänger von AfD und FDP davon
überzeugt, unterdurchschnittlich die
Anhänger von SPD, Grünen und
Linken.

Wenn es generell um Wege in ei-
ne bessere Zukunft geht, wird stets
das Bildungssystem genannt. Die Er-
wartungen sind hoch. An der Spitze
der Forderungen, wofür sich ein Bil-
dungspolitiker besonders einsetzen

sollte, stehen Integrationsmaßnah-
men und eine bessere Vorbereitung
auf das Berufsleben. 60 Prozent er-
warten den Einsatz für verpflichten-
de Deutschkurse zugunsten von
Schülerinnen und Schülern mit
Sprachproblemen, 59 Prozent for-
dern, dass Kinder und Jugendliche
in den Schulen mehr auf das Berufs-
leben vorbereitet werden, und 50
Prozent werben für die Sanierung
maroder Schulbauten.

Knapp jeder Zweite sieht es als
zentrale Aufgabe der Bildungspolitik
an, für eine bessere digitale Ausstat-
tung der Schulen sowie für weniger
Stundenausfall zu sorgen. Vier von
zehn Bürgern halten es zudem für
besonders wichtig, dass der Wert
von Ausbildungsberufen erhöht
wird, damit sich mehr Schüler für ei-
ne Lehre entscheiden, ebenso viele
wünschen sich kleinere Klassen.
Auch die Förderung von leistungs-
schwächeren Schülern sowie die In-
tegration von ausländischen Schü-
lern halten viele für elementar.

Beim Übergang von der Schule in
den Beruf hapert es offenkundig. Die
große Mehrheit der Befragten hat
den Eindruck, die Schulen im Süd-
westen würden unzureichend auf
das Berufsleben vorbereiten: 60 Pro-
zent sind davon überzeugt, dass die
Kinder weniger oder gar nicht gut
auf den Wechsel eingestimmt wer-
den; lediglich 29 Prozent halten die
Anstrengungen der Schulen in die-
ser Hinsicht für gut oder sehr gut.

Angst um den Job wächst
Die kritische Lage vor

allem der Industrie
führt zu deutlichen

Einschränkungen bei
einem Gutteil der

Menschen in
Baden-Württemberg.

Geht im Land verloren,
was es über
Jahrzehnte

starkgemacht hat?
Viele Menschen sind

in Sorge.

Von Matthias Schiermeyer

Ohne einen starken Automobilbereich – hier ein Blick in die Sindelfinger Produktion von Mercedes – sorgen sich die Menschen um den Wohlstand im Land. BILD: IMAGO IMAGES/HANS-GÜNTHER OED
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K Der BaWü-Check ist
eine Umfrage der Tages-
zeitungen in Baden-
Württemberg.

K Sie wird im Auftrag
der Tageszeitungen
durch das Institut für
Demoskopie Allensbach
durchgeführt.

K Im November/Dezem-
ber 2025 wurden in Ba-
den-Württemberg 1021
Menschen in einem re-
präsentativen Quer-
schnitt der baden-würt-
tembergischen Bevölke-
rung ab 18 Jahren be-
fragt. Bei der Gewich-
tung orientierte man
sich am Mikrozensus
2024 (Erstergebnisse).

K Die für die Befragung
ausgewählten Personen
bekamen per E-Mail oder
Push-Nachricht eine Ein-
ladung zur Teilnahme
und füllten einen On-
line-Fragebogen aus.

BaWü-Check

Große Besorgnis über die Automobilindustrie in Baden-Württemberg

Die Automobilindustrie in Baden-Württemberg befindet sich ja derzeit in einer
schwierigen wirtschaftlichen Lage. Wie sehr beunruhigt Sie die Lage der
Automobilindustrie in Baden-Württemberg?

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 6195/I
Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 16 Jahre Angaben in Prozent

sehr stark stark weniger stark kaum, gar nicht

37

23

40

41

17

30

57

71

Bevölkerung
insgesamt

Personen, die sich
Sorgen um ihren

Arbeitsplatz machen

1027

914

Die Lage der Automobilindustrie in Baden-Württemberg beunruhigt -

6
Unentschieden

26
Gut

Weniger gut
44

Schulen bereiten nur unzureichend auf das Berufsleben vor

Wie ist der Eindruck: Wie gut werden die Kinder in den Schulen hier in
Baden-Württemberg auf das Berufsleben vorbereitet?

%%

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 6195/I; Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 16 Jahre

Bevölkerung ingesamt Eltern von Schulkindern

3
Sehr gut

16
Gar nicht
gut

11
Unentschieden

34
Gut

36
Weniger gut

7
Sehr gut

Gar
nicht gut
17

Wohlstandseinbußen?

Glauben Sie, dass es Ihnen in fünf Jahren wirtschaftlich besser- oder schlechtergehen
wird als heute?

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 6195/I; Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 16 Jahre

Schlechtergehen
28

%

22
Es wird mir in 5 Jahren wirtschaftlich bessergehen

34
Wird in etwa
gleich bleiben

16
Unmöglich
zu sagen

16- bis 29-Jährige

Altersgruppen

49

30- bis 44-Jährige 24

45- bis 59-Jährige 17

60-Jährige und Ältere 10

Ich achte beim Einkaufen mehr auf den Preis 64

Ich versuche, mich generell einzuschränken, sparsamer zu leben 46

Ich habe größere Anschaffungen erst einmal verschoben 29

Familienangehörige machen sich Sorgen um ihren Arbeitsplatz 16

Dem Unternehmen bzw. Betrieb, in dem ich arbeite, geht es
wirtschaftlich nicht gut 11

Ich mache mir Sorgen um meinen Arbeitsplatz 10

Familienangehörige haben ihren Arbeitsplatz verloren 7

Ich habe meinen Arbeitsplatz verloren 3

Nichts davon 15

Auswirkungen der schlechten wirtschaftlichen Lage auf das
eigene Leben

Wieweit spüren Sie selbst die Auswirkungen der schlechten wirtschaftlichen Lage?
Welche der folgenden Punkte treffen auf Sie zu?

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 6195/I
Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 16 Jahre Angaben in Prozent
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